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Selbstbestimmungsinitiative versus Menschenrechte
SKF LUZERN Der Luzerner 
Kantonalverband des Schwei­
zerischen Katholischen 
Frauenbundes SKF lädt am 
Dienstagabend, 16. Oktober, 
zur Podiumsdiskussion in 
den Kantonsratssaal ein. 
Im Fokus: Die umstrittene 
Selbstbestimmungsinitiative 
der SVP, über welche wir am 
25. November abstimmen. 

Ist die Europäische Menschenrechts­
konvention EMRK wichtig für die 
Schweiz? Oder reicht es, wenn die Men­
schenrechte in der Schweizer Bundes­
verfassung geregelt sind? Doch was 
wären die Folgen für Schutzbedürftige 
und Einwohnerinnen und Einwohner 

der Schweiz? Diese und weitere Fra­
gen rund um die Selbstbestimmungs­
initiative diskutieren die Podiumsteil­
nehmerinnen Yvette Estermann 
(Nationalrätin SVP), Andrea Gmür 
(Nationalrätin CVP), Andrea Huber 
(Schutzfaktor M, der Allianz der Zivil­
gesellschaft gegen die Selbstbestim­
mungsinitiative) und Vroni Thalmann 
(Kantonsrätin SVP). Vor dem Podium 
hält Schutzfaktor-M-Initiantin Andrea 
Huber ein Input-Referat.

Am öffentlichen Anlass des SKF 
Luzern sind alle interessierten Frau­
en und Männer herzlich Willkommen. 
Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. 
Im Anschluss offeriert die UBS AG, Lu­
zern, einen Apéro im Lichthof.� boa.

Podiumsdiskussion «Selbstbestimmungsinitiative 
versus Menschenrechte», Dienstag, 16. Oktober, 19 
Uhr, Kantonsratssaal, Bahnhofstrasse 15, Luzern.

Alle vier Ortsparteien für einen Kreisel
WOLHUSEN Die vier Orts­
parteien CVP, FDP, SVP und 
SP haben mit einer IG Krei­
sel eine Petition für einen 
Kreisel bei der Einfahrt in 
die Spitalstrasse lanciert.

Am Dienstagmorgen fand im Rössli 
ess-kultur eine Medienkonferenz der 
IG Kreisel Einmündung Spitalstrasse 
statt. Anwesend waren: Willi Bucher, 
Gemeindeammann sowie die Präsiden­
ten der vier grössten Ortsparteien mit 
Guido Roos (CVP), Roland Meyer (SVP), 
Hanspeter Streit (FDP) und Trudy Sta­
delmann (SP).

Gemäss Gemeindeammann Willi 
Bucher habe sich die Gemeinde Wol­
husen jahrzehntelang für eine höhere 
Verkehrssicherheit bei der Einmün­
dung in die Spitalstrasse eingesetzt. Die 
Sanierung der Menznauerstrasse vom 
Bahnübergang beim Rebstock bis zur 
Einmündung der Spitalstrasse stehe be­
vor. «Mit vertretbarem Aufwand kann 
die Verkehrssituation, speziell die Ver­
kehrssicherheit, verbessert werden. Wir 
denken längerfristig. Der Gemeinderat, 
das Kantonale Spital Wolhusen sowie die 
vier Ortsparteien verlangen die Realisie­
rung eines Kreisels», sagte Bucher .

Mit den folgenden Gründen votieren 
die Parteien für einen Kreisel:
>   Erhöhung der Verkehrssicherheit: 
Ein Kreisel sorgt für eine Temporeduk­
tion des Richtung Wolhusen rollenden 
Verkehrs. Davon profitieren die Benut­
zer des Fussgängerstreifens zum Quar­
tier Weid, vor allem die Kinder auf  dem 
offiziellen Schulweg. Im geplanten Bau­
projekt wird der Radweg auf  der rech­
ten Strassenseite bis zur Einmündung 
der Spitalstrasse geführt. Dort müssten 
dann die Radfahrer die Strasse queren.
>   Beruhigung und Verbesserung des 
Verkehrsflusses: Busse des öffentli­

chen Verkehrs, Ambulanzfahrzeuge 
sowie der Privatverkehr sind auf  ei­
nen ruhigen Verkehrsfluss angewie­
sen. Ein Kreisel verbessert die Fahr­
plangenauigkeit der jetzigen Buslinie 
sowie der ab 2019 geplanten Buslinie 
auf  der Hauptstrasse zwischen Mal­
ters Bahnhof, Wolhusen Bahnhof  und 
Spital (S61). 
>   Anbindung von neuem Siedlungs­
raum: Das bestehende Spital wird zum 
Teil zurückgebaut, ein neues Spital 
entsteht. Mit Mehrverkehr ist in die­
ser Zeit sowieso zu rechnen. In einem 

grösseren Zeithorizont können die Ent­
wicklungsgebiete Burg, Unterschlech­
ten und Zihlenfeld besser erschlossen 
werden. Das jetzige Projekt sieht so­
wieso eine Verbreiterung der Einfahrt 
Zihlenfeld vor.
>   Bessere Erreichbarkeit des Spitals: 
Das Spital ist auf  eine störungsfreie, 
rasche Erreichbarkeit angewiesen. Mit 
der ambulanten Versorgung ist mit ei­
nem höheren Verkehrsaufkommen zu 
rechnen.  

Das Projekt Kreisel ist laut IG «zu­
kunftsweisend und wichtig für die wei­

tere Entwicklung von Wolhusen». Die 
Strasse werde sowieso saniert, nach 
heutigem Wissensstand halte sich der 
Aufwand in Grenzen. «Es ist keine Lu­
xuslösung, aber eine verkehrstechnisch 
sinnvolle», schreibt die IG Kreisel.

1000 Unterschriften als Ziel
Die IG Kreisel Wolhusen startet am Wo­
chenende an der WOGA mit der Unter­
schriftensammlung für die Petition. Sie 
richtet sich an den Regierungsrat und 
an den Kantonsrat. Das Komitee möch­
te 1000 Unterschriften sammeln. � td

Nein-Komitee 
gegründet
SELBSTBESTIMMUNGSINITIATIVE 
Die Abstimmung vom 25. November sei 
wegweisend für die Schweiz und ganz 
besonders für Luzern, schreibt das 
Luzerner Komitee «Nein zur Selbstbe­
stimmungsinitiative». Getragen wird es 
von Personen aus SP, GP, GLP, CVP und 
FDP. Das Co-Präsidium bilden die Na­
tionalratsmitglieder Prisca Birrer-Hei­
mo (SP), Andrea Gmür-Schönenberger 
(CVP), Leo Müller (CVP), Michael Töngi 
(GP) und Albert Vitali (FDP), die Stän­
deräte Konrad Graber (CVP) und Dami­
an Müller (FDP) sowie die Unternehmer 
Adrian Pfenniger (CEO Trisa AG), Max 
Renggli (CEO Renggli AG) und Peter 
Schildknecht (CEO CPH Chemie+Pa­
pier-Holding AG). Initiiert wurde das 
Komitee von der Industrie- und Han­
delskammer Zentralschweiz IHZ. � pd/WB

Die aktuelle Verkehrssituation an der Spitalstrasse.  Foto Toni Duss

Ruedi Lustenber-
ger vor Comeback
ROMOOS Alt-Nationalrat Ruedi Lus­
tenberger (CVP) soll 2019 Gemeindeam­
mann seines Wohnorts Romoos werden. 
Darauf  einigten sich die Ortsparteien 
CVP, FDP und SVP. Lustenberger ist 
als Übergangslösung bis 2020 vorge­
sehen, da Daniel Lustenberger (SVP) 
das Handtuch wirft. Daniel Lusten­
berger tritt im Februar 2019 zurück. 
Da sich kein geeigneter Kandidat für 
seine Nachfolge fand, einigten sich die 
Ortsparteien auf  den ehemaligen Nati­
onalratspräsidenten, wie sie in einem 
gemeinsamen Schreiben mitteilten.

Lustenberger sei bereit, bis Ende der 
Legislatur 2020 in die Lücke zu sprin­
gen. So bleibe Zeit für eine längerfristi­
ge Lösung, hiess es weiter.

Der 68-jährige Ruedi Lustenberger 
sass von 1999 bis 2015 im Nationalrat. 
2014 war er dessen Präsident und damit 
der höchste Schweizer. Zuvor war der 
Schreinermeister Luzerner Kantonsrat 
und Präsident der kantonalen CVP.� Asd

Wanderausstellung macht Halt in Luzern
FLUCHT Vertriebene stehen 
im Zentrum der Wanderaus­
stellung «Flucht», die das 
Historische Museum Luzern 
ab Donnerstag zeigt. Zu sehen 
sind unter anderem Filmauf­
nahmen von einem, der einst 
selber als Flüchtling unterwegs 
war. Dazu kommt ein reich­
haltiges Rahmenprogramm.

Passend zur Thematik ist auch die Aus­
stellung unterwegs und kommt nach 
Stationen in Zürich, Aarau und Bern 
nun in die Zentralschweiz. Sie hat laut 
den Veranstaltern bereits 50 000 Besu­
cher angelockt und erzählt Geschichten 
von Menschen, die von Gewalt, Krieg 
und Verfolgung zur Flucht gezwungen 
werden. Die Ausstellung beleuchtet 
dieses Thema aus verschiedenen Blick­
winkeln. Sie macht anhand typischer 

Biografien die Wege von Flüchtlingen 
und Flüchtlingsfamilien begehbar 
und zeigt verschiedene Stationen ei­
ner Flucht auf. Illustriert wird sie von 
Filmaufnahmen des Regisseurs Mano 
Khalil. Der kurdische Filmemacher 
aus Syrien kam vor rund 20 Jahren als 
Flüchtling in die Schweiz.

70 Millionen auf der Flucht
Zurzeit sind weltweit fast 70 Millionen 
Menschen auf  der Flucht, die meis­
ten intern in ihrem Heimatstaat ver­
trieben. Im Kanton Luzern leben 5500 
Menschen als vorläufig Aufgenomme­
ne oder anerkannte Flüchtlinge. Die 
Ausstellung vermittelt Einblicke in das 
Engagement der Schweiz, das hiesige 
Asylverfahren und was ein Asylent­
scheid für die Betroffenen bedeutet.

Schweizer Vertriebener
Darüber hinaus widmet sich ein Rah­
menprogramm dem Thema Flucht. 

So steht etwa bei der berühmten The­
atertour «New Switzerland» im Histo­
rischen Museum der Surseer Arzt Kas­
par Köpfli im Zentrum, der 1831 wegen 
politischer Verfolgung nach Illinois 
(USA) auswanderte und dort die Stadt 
Highland in New Switzerland gründe­
te.

Weitere Veranstaltungen themati­
sieren etwa die Tibet-Flüchtlinge in der 
Schweiz, die Geschichte von Internie­
rung im Bourbaki Panorama und den 
Alltag von Flüchtlingen anlässlich der 
Besichtigung einer Asylunterkunft.

Die Ausstellung, die bis am 10. März 
2019 im Historischen Museum Luzern 
gastiert, ist ein Gemeinschaftsprojekt 
der Eidgenössischen Migrationskom­
mission EKM, des Staatssekretariats 
für Migration SEM, des Flüchtlings­
hochkommissariats der Vereinten Na­
tionen UNHCR und der Direktion für 
Entwicklung und Zusammenarbeit 
DEZA.� sda

In der Ausstellung «Flucht» bekommen 
die Besucher eine Ahnung davon, was es 
heisst, auf der Flucht zu sein.   Foto zvg

Anrecht auf 		
Bundesgelder
PRÄMIENVERBILLIGUNG Mit einem 
dringlichen Postulat verlangt SP-Kan­
tonsrat Jörg Meyer (Adligenswil), dass 
die Bundesgelder für die Individuelle 
Prämienverbilligung vollumfänglich 
der Luzerner Bevölkerung zugute kom­
men. 

Der Kanton Luzern hat in den letz­
ten Jahren seinen Beitrag für die In­
dividuelle Prämienverbilligung rund 
halbiert. Der allergrösste Anteil an den 
ausbezahlten Prämienverbilligungen 
(80%) werde mittlerweile aus zweckge­
bundenen Bundesbeiträgen finanziert, 
so die SP. Dieser Bundesbeitrag wird 
laufend der Entwicklung der Kranken­
kassenprämien angepasst. Damit sei 
sichergestellt, dass die Entlastung für 
Familien und den Mittelstand im glei­
chen Mass aufrechterhalten werden 
kann. So steigt der Bundesbeitrag für 
den Kanton Luzern auf  2019 hin um 5,2 
Mio. Franken. Auch in den Planjahren 
2020 bis 2022 ist ein steigender Beitrag 
auf  über 150 Mio. Franken Bundesbei­
träge eingerechnet. Auf  2019 bauten  
jedoch der Kanton und die Gemeinden 
ihren Beitrag an die IPV insgesamt um 
2,6 Mio. Franken ab. «De facto werden 
somit zweckgebundene Gelder des 
Bundes zur finanziellen Sanierung der 
Kantonsfinanzen verwendet», kriti­
siert die SP.

«Der Anspruch der Luzerner Bevöl­
kerung auf  die Bundesbeiträge für die 
Prämienverbilligung wird missachtet», 
stellt Jörg Meyer fest. Der Kanton ziehe 
sich mehr und mehr aus der Mitverant­
wortung für die IPV zurück. Dies trotz 
steigender Krankenkassenprämien und 
Bevölkerungszahlen. «Diese Zweckent­
fremdung muss umgehend gestoppt 
werden», fordert die SP. Die Luzerner 
Bevölkerung habe ein Anrecht darauf, 
dass die zweckgerichteten Bundesbei­
träge ausschliesslich für die Prämien­
verbilligung verwendet werden.� pd/WB


